
Gebührenerhebung in der Investitionsprüfung

Stand: 30.01.2024



I. Teil: Rechtsgrundlagen



 Bundesgebührengesetz (BGebG): Das BGebG sieht vor, dass für individuell 
zurechenbare öffentliche Leistungen Gebühren erhoben und zu diesem 
Zweck Gebührenverordnungen erlassen werden (§ 1 i. V. m. § 22 Abs. 1 
BGebG).

 Besondere Gebührenverordnung (BMWKBGebKAIV): Die besondere 
Gebührenverordnung für die Bereiche Kriegswaffenkontrolle, 
Ausfuhrkontrolle und Investitionsprüfung wurde am 15.9.2023 verkündet 
(BGBl. 2023 I Nr. 248 vom 15.09.2023). Gemäß der Übergangsregelung in 
§ 5 werden für gebührengebührenfähige Leistungen, die am oder nach 
dem 1. Januar 2024 beantragt werden, Gebühren in der 
Investitionsprüfung erhoben.

1. Rechtsgrundlagen: Bundesgebührengesetz & 
besondere Gebührenverordnung



 Die Höhe der Gebühren richtet sich nach dem Gebührenverzeichnis in der 
Anlage der Gebührenverordnung (§2 Abs. 1 BMWKBGebKAIV).

 Die zu erhebenden Gebühren umfassen jeweils auch die Kosten für die 
Festsetzung der Gebühren (§ 2 Abs. 2 der Verordnung).

 § 2 Abs. 3 bis 5 sowie § 3 BMWKBGebKAIV sind für die 
Investitionsprüfung praktisch irrelevant, weil hier Gegenstand der 
Prüfung nicht Güter im Sinne von § 2 Abs. 13 i.V.m. Abs. 22 AWG sind.

2. Höhe der Gebühren: § 2 BMWKBGebKAIV



 Bei Beendigung des Investitionsprüfungsverfahrens in Phase I kommen 
folgende Gebührentatbestände in Betracht:

3. Höhe der Gebühren nach dem Gebühren-
verzeichnis: Beendigung in Phase I



 Bei Beendigung des Investitionsprüfungsverfahrens in Phase II (also nach
Eröffnung) kommen folgende Gebührentatbestände in Betracht:

4. Höhe der Gebühren nach dem Gebühren-
verzeichnis: Beendigung in Phase II



II. Teil: Praktische Umsetzung der 
Gebührenerhebung



 Erlass zusammen mit Sachentscheidung: Der Gebührenbescheid ergeht 
zusammen mit der Sachentscheidung im Investitionsprüfungsverfahren 
(also: UB, Freigabe, Anordnung, Untersagung).

 Materieller Gebührenschuldner gemäß §6 BGebG: In der 
Investitionsprüfung ist dies der unmittelbare Erwerber, weil diesem als 
Inhaltsadressat des Bescheids die  UB/Freigabe individuell zurechenbar ist 
im Sinne von §6 Abs. 1 Nr. 1 BGebG.

 Bekanntgabe an Bevollmächtigten: Soweit in der Investitionsprüfung der 
unmittelbare Erwerber durch eine bevollmächtigten Rechtsanwalt 
vertreten wird, wird in der Regel diesem der Bescheid einschließlich der 
Gebührenentscheidung bekannt gegeben (§ 41 Abs. 1 Satz 2 i.V.m. § 14 
Abs. 3  Satz 1 VwVfG). 

1. Der Gebührenbescheid



 Fälligkeit gemäß §14 BGebG: „Die Gebühr wird zehn Tage nach der 
Bekanntgabe der Gebührenfestsetzung an den Gebührenschuldner fällig, 
sofern die Behörde keinen anderen Zeitpunkt festlegt.“

 Abweichende Fälligkeitsregelung im Gebührenbescheid: Da der 
unmittelbare Erwerber als materieller Gebührenschuldner in der 
Investitionsprüfung häufig Ausländer und zudem häufig durch einen 
Bevollmächtigten vertreten wird, erscheint eine Zahlung innerhalb von 10 
Tagen nicht angemessen. Statt dessen wird die Fälligkeit im 
Gebührenbescheid standardmäßig auf 30 Tage nach Bekanntgabe 
festgelegt.

 Empfehlung zur Verauslagung: Um eine rechtzeitige Zahlung 
sicherzustellen, kann es sich empfehlen, dass der Bevollmächtigte den 
Betrag zunächst für seinen Mandanten verauslagt. Dies kann insbesondere 
bei Beendigung in Phase I mit der überschaubaren Gebühr von EUR 800 
praktikabel sein.

2. Fälligkeit der Gebühren



3. Beispiel für einen Gebührenbescheid



 Das BMWK hat von der Möglichkeit der Aufgabenübertragung gemäß  
§ 4 BMWKBGebKAIV Gebrauch gemacht: Für die Einziehung der 
Gebühren ist daher das BAFA zuständig, das sich hierbei der Bundeskasse 
bedient.

 Vorgehen bei Nichtzahlung:

 Bei Nichtzahlung versendet die Bundeskasse zunächst zwei 
Zahlungsaufforderungen.

 Wird hierauf nicht gezahlt, ergreift das BAFA Maßnahmen zur 
Vollstreckung.

 Bei Vertretung des materiellen Gebührenschuldner durch einen 
Bevollmächtigten: Die Zahlungsaufforderungen werden an den 
Bevollmächtigten versendet. Sollten Sie als Bevollmächtigter 
Zahlungsaufforderungen erhalten, melden Sie sich daher bitte umgehend 
beim BMWK (per E-Mail an: investitionspruefung@bmwk.bund.de), um 
die Einleitung von Vollstreckungsmaßnahmen zu vermeiden.

4. Einziehung/ Vollstreckung bei Nichtzahlung

mailto:investitionspruefung@bmwk.bund.de


 Anfechtungsklage: Gegen den Gebührenbescheid kann innerhalb eines 
Monats Klage vor dem VG Berlin erhoben werden (vgl. 
Rechtsbehelfsbelehrung im Bescheid). Ein Widerspruchsverfahren findet 
wegen § 68 Abs. 1 Nr. 1 VwGO nicht statt, weil der Gebührenbescheid 
von einer obersten Bundesbehörde erlassen wird.

 Gegenvorstellung: Sollte bei Prüfung des Gebührenbescheids auffallen, 
dass eine offensichtliche Unrichtigkeit vorliegt (bspw. angegebener 
Gebührentatbestand passt nicht zur Sachentscheidung), können Sie uns 
zur Klärung eine Gegenvorstellung übermitteln (per E-Mail an: 
investitionspruefung@bmwk.bund.de). Sollte die Prüfung ergeben, dass 
eine offensichtliche Unrichtigkeit vorliegt, würde das BMWK den 
Gebührenbescheid korrigieren, sodass hierzu kein gerichtliches Verfahren 
durchgeführt werden muss.

5. Rechtsmittel & Gegenvorstellung

mailto:investitionspruefung@bmwk.bund.de
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